
VERORDNUNG (EG) Nr. 473/2006 DER KOMMISSION

vom 22. März 2006

zur Festlegung der Durchführungsbestimmungen bezüglich der in Kapitel II der Verordnung (EG)
Nr. 2111/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates genannten gemeinschaftlichen Liste der

Luftfahrtunternehmen, gegen die in der Gemeinschaft eine Betriebsuntersagung ergangen ist

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2111/2005 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2005 über
die Erstellung einer gemeinschaftlichen Liste der Luftfahrtunter-
nehmen, gegen die in der Gemeinschaft eine Betriebsuntersa-
gung ergangen ist, sowie über die Unterrichtung von Fluggästen
über die Identität des ausführenden Luftfahrtunternehmens und
zur Aufhebung des Artikels 9 der Richtlinie 2004/36/EG (1) (im
Folgenden „die Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Kapitel II der Grundverordnung legt Verfahren fest für die
Aktualisierung der gemeinschaftlichen Liste der Luftfahrt-
unternehmen, gegen die in der Gemeinschaft eine Be-
triebsuntersagung ergangen ist, sowie Verfahren, die es
den Mitgliedstaaten unter bestimmten Umständen erlau-
ben, außerordentliche Maßnahmen zur Erlassung von Be-
triebsuntersagungen in ihrem Hoheitsgebiet zu ergreifen.

(2) Es ist angezeigt, bestimmte Durchführungsmaßnahmen
zu erlassen, um Einzelbestimmungen bezüglich dieser
Verfahren festzulegen.

(3) Insbesondere ist es angezeigt festzulegen, welche Infor-
mationen die Mitgliedstaaten vorzulegen haben, wenn sie
bei der Kommission beantragen, eine Entscheidung nach
Artikel 4 Absatz 2 der Grundverordnung zu erlassen, die
gemeinschaftliche Liste durch den Erlass einer Betriebs-
untersagung, die Aufhebung einer geltenden Untersagung
oder die Änderung der damit verknüpften Bedingungen
zu aktualisieren.

(4) Es ist erforderlich, die Bedingungen für die Ausübung der
Verteidigungsrechte der Luftfahrtunternehmen festzule-
gen, die von Entscheidungen der Kommission zur Aktua-
lisierung der gemeinschaftlichen Liste betroffen sind.

(5) Im Zusammenhang mit der Aktualisierung der Liste ver-
pflichtet die Grundverordnung die Kommission, die Not-
wendigkeit einer schnellen Entscheidung zu berücksichti-
gen und gegebenenfalls ein Dringlichkeitsverfahren
durchzuführen.

(6) Der Kommission sollten angemessene Informationen zu
Betriebsuntersagungen vorgelegt werden, die von einem
Mitgliedstaat als außerordentliche Maßnahme nach Arti-
kel 6 Absatz 1 und 2 der Grundverordnung erlassen
wurden.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechend der Stellungnahme des Flugsicherheitsaus-
schusses (2) —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand

Diese Verordnung legt Einzelbestimmungen bezüglich der in
Kapitel II der Grundverordnung genannten Verfahren fest.

Artikel 2

Anträge der Mitgliedstaaten zur Aktualisierung der gemein-
schaftlichen Liste

(1) Ein Mitgliedstaat, der bei der Kommission beantragt, die
gemeinschaftliche Liste gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Grund-
verordnung zu aktualisieren, übermittelt der Kommission die in
Anhang A dieser Verordnung aufgeführten Informationen.

(2) Anträge nach Absatz 1 werden schriftlich an das Gene-
ralsekretariat der Kommission gerichtet. Die in Anhang A auf-
geführten Informationen sind gleichzeitig den zuständigen
Dienststellen der Generaldirektion Energie und Verkehr der
Kommission in elektronischer Form zu übermitteln. Steht kein
geeignetes elektronisches Verfahren zur Verfügung, wird die-
selbe Information mit dem schnellsten praktikablen Alternativ-
verfahren übermittelt.

(3) Die Kommission unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten
über ihre Vertreter im Flugsicherheitsausschuss gemäß den Ver-
fahren der Geschäftsordnung des Ausschusses sowie die Europä-
ische Agentur für Flugsicherheit.
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(1) ABl. L 344 vom 27.12.2005, S. 15.

(2) Eingerichtet durch Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91
des Rates vom 16. Dezember 1991 zur Harmonisierung der techni-
schen Vorschriften und der Verwaltungsverfahren in der Zivilluft-
fahrt (ABl. L 373 vom 31.12.1991, S. 4).



Artikel 3

Gemeinsame Konsultation mit den Behörden, die für die
Regulierungsaufsicht des betreffenden Luftfahrtunterneh-

mens verantwortlich sind

(1) Ein Mitgliedstaat, der die Stellung eines Antrags bei der
Kommission nach Artikel 4 Absatz 2 der Grundverordnung
prüft, lädt die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten
ein, sich an etwaigen Konsultationen mit den Behörden zu
beteiligen, die für die Regulierungsaufsicht des betreffenden
Luftfahrtunternehmens verantwortlich sind.

(2) Dem Erlass der in Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 5 der
Grundverordnung genannten Beschlüsse gehen, sofern angemes-
sen und praktikabel, Konsultationen mit den Behörden voraus,
die für die Regulierungsaufsicht des betreffenden Luftfahrtunter-
nehmens verantwortlich sind. Wenn möglich, werden Konsulta-
tionen gemeinsam von der Kommission und den Mitgliedstaaten
durchgeführt.

(3) In Fällen, in denen die Dringlichkeit dies erfordert, kön-
nen Konsultationen nach Erlass der in Absatz 2 genannten Be-
schlüsse durchgeführt werden. In diesem Fall wird die betref-
fende Behörde davon unterrichtet, dass eine Entscheidung nach
Artikel 4 Absatz 2 oder Artikel 5 Absatz 1 zur Annahme an-
steht.

(4) Gemeinsame Konsultationen können durch Schriftwech-
sel durchgeführt werden und während Ortsterminen stattfinden,
um gegebenenfalls eine Beweisaufnahme zu ermöglichen.

Artikel 4

Ausübung der Verteidigungsrechte der Luftfahrtunterneh-
men

(1) Prüft die Kommission den Erlass einer Entscheidung nach
Artikel 4 Absatz 2 oder Artikel 5 der Grundverordnung, teilt sie
dem betreffenden Luftfahrtunternehmen die wesentlichen Tat-
sachen und Erwägungen mit, die die Grundlage einer solchen
Entscheidung bilden. Dem betreffenden Luftfahrtunternehmen
wird Gelegenheit gegeben, innerhalb von 10 Arbeitstagen ab
dem Datum der Mitteilung schriftlich gegenüber der Kommis-
sion Stellung zu nehmen.

(2) Die Kommission unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten
über ihre Vertreter im Flugsicherheitsausschuss gemäß den Ver-
fahren der Geschäftsordnung des Ausschusses. Auf Antrag wird
dem Luftfahrtunternehmen Gelegenheit gegeben, seinen Stand-
punkt mündlich vorzutragen, bevor eine Entscheidung getroffen
wird. Wo dies angezeigt ist, sollte der mündliche Vortrag vor
dem Flugsicherheitsausschuss erfolgen. Während der Anhörung

kann das Luftfahrtunternehmen auf eigenen Antrag von den
Behörden unterstützt werden, die für die Regulierungsaufsicht
über das Luftfahrtunternehmen verantwortlich sind.

(3) In dringlichen Fällen ist die Kommission nicht verpflich-
tet, nach Absatz 1 zu verfahren, bevor sie eine vorläufige Maß-
nahme nach Artikel 5 Absatz 1 der Grundverordnung erlässt.

(4) Erlässt die Kommission eine Entscheidung nach Artikel 4
Absatz 2 oder Artikel 5 der Grundverordnung, teilt sie dies
unverzüglich dem Luftfahrtunternehmen und den Behörden
mit, die für die Regulierungsaufsicht über das betreffende Luft-
fahrtunternehmen verantwortlich sind.

Artikel 5

Durchsetzung

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission alle Maßnahmen mit,
die sie zur Durchführung der von der Kommission nach Artikel
4 Absatz 2 oder Artikel 5 der Grundverordnung erlassenen
Entscheidungen ergreifen.

Artikel 6

Außerordentliche Maßnahmen eines Mitgliedstaats

(1) Hat ein Mitgliedstaat einem Luftfahrtunternehmen eine
sofortige Betriebsuntersagung in seinem Hoheitsgebiet erteilt,
wie dies nach Artikel 6 Absatz 1 der Grundverordnung zulässig
ist, teilt er dies unverzüglich der Kommission mit und über-
mittelt die in Anhang B aufgeführten Informationen.

(2) Hat ein Mitgliedstaat gegenüber einem Luftfahrtunterneh-
men eine Betriebsuntersagung in seinem Hoheitsgebiet aufrecht-
erhalten oder eine solche Betriebsuntersagung erteilt, wie dies
nach Artikel 6 Absatz 2 der Grundverordnung zulässig ist, teilt
er dies unverzüglich der Kommission mit und übermittelt die in
Anhang C aufgeführten Informationen.

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Informationen
werden schriftlich an das Generalsekretariat der Kommission
gerichtet. Die in Anhang B oder C aufgeführten Informationen
sind gleichzeitig den zuständigen Dienststellen der Generaldirek-
tion Energie und Verkehr der Kommission in elektronischer
Form zu übermitteln. Steht kein geeignetes elektronisches Ver-
fahren zur Verfügung, wird dieselbe Information mit dem
schnellsten praktikablen Alternativverfahren übermittelt.

(4) Die Kommission unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten
über ihre Vertreter im Flugsicherheitsausschuss gemäß den Ver-
fahren der Geschäftsordnung des Ausschusses.

DE23.3.2006 Amtsblatt der Europäischen Union L 84/9



Artikel 7

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am ersten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in
Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 22. März 2006

Für die Kommission
Jacques BARROT

Vizepräsident

DEL 84/10 Amtsblatt der Europäischen Union 23.3.2006



ANHANG A

Von einem Mitgliedstaat bei Antragstellung nach Artikel 4 Absatz 2 der Grundverordnung zu übermittelnde
Informationen

Ein Mitgliedstaat, der einen Antrag auf Aktualisierung der gemeinschaftlichen Liste nach Artikel 4 Absatz 2 der Grund-
verordnung stellt, übermittelt der Kommission die folgenden Informationen:

Antragstellender Mitgliedstaat

— Name und Funktion des offiziellen Ansprechpartners

— E-Mail-Adresse oder Telefonnummer des offiziellen Ansprechpartners

Luftfahrtunternehmen und Luftfahrzeuge

— Betroffene Luftfahrtunternehmen, einschließlich Name der Rechtsperson (gemäß Angaben auf dem Luftverkehrs-
betreiberzeugnis (AOC) oder gleichwertigem Dokument), im Geschäftsverkehr verwendeter Name (falls abweichend),
ICAO-Kennung des Luftfahrtunternehmens (falls bekannt) und vollständige Kontaktangaben

— Name und vollständige Kontaktangaben der Behörden, die für die Regulierungsaufsicht über die betreffenden Luft-
fahrtunternehmen zuständig sind

— Angaben zu den Luftfahrzeugmustern, Eintragungsstaaten, Eintragungskennungen und gegebenenfalls Seriennummern
der betroffenen Luftfahrzeuge

Beantragte Entscheidung

— Art der beantragten Entscheidung: Erlass einer Betriebsuntersagung, Aufhebung einer Betriebsuntersagung oder Än-
derung der Bedingungen einer Betriebsuntersagung

— Umfang der beantragten Entscheidung (bestimmte(s) Luftfahrtunternehmen oder alle Luftfahrtunternehmen, die der
Aufsicht einer bestimmten Behörde unterliegen, bestimmte Luftfahrzeuge oder Luftfahrzeugmuster)

Antrag auf Erlass einer Betriebsuntersagung

— Einzelheiten zu den Sicherheitsbedenken (z. B. Inspektionsergebnisse), die zu dem Antrag auf eine vollständige oder
teilweise Betriebsuntersagung geführt haben (in der Reihenfolge der einschlägigen gemeinsamen Kriterien im Anhang
der Grundverordnung)

— Generelle Darlegung der empfohlenen Bedingungen für eine Aufhebung der Betriebsuntersagung zur Verwendung als
Grundlage für die Ausarbeitung eines Plans zur Mängelbehebung in Abstimmung mit den Behörden, die für die
Regulierungsaufsicht über die betroffenen Luftfahrtunternehmen zuständig sind

Antrag auf Aufhebung einer Betriebsuntersagung oder auf Änderung der zugehörigen Bedingungen

— Datum und Einzelheiten des vereinbarten Plans zur Mängelbehebung, falls zutreffend

— Nachweis der nachfolgenden Einhaltung des vereinbarten Plans zur Mängelbehebung, falls zutreffend

— Ausdrückliche schriftliche Bestätigung der Behörden, die für die Regulierungsaufsicht über die betroffenen Luftfahrt-
unternehmen zuständig sind, dass der Plan zur Mängelbehebung durchgeführt wurde

Veröffentlichung

— Angabe, ob der Mitgliedstaat seinen Antrag veröffentlicht hat
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ANHANG B

Mitteilung eines Mitgliedstaats über außerordentliche Maßnahmen, die nach Artikel 6 Absatz 1 der
Grundverordnung ergriffen wurden, um den Betrieb in seinem Hoheitsgebiet zu untersagen

Ein Mitgliedstaat, der mitteilt, dass gegenüber einem Luftfahrtunternehmen eine Betriebsuntersagung in seinem Hoheits-
gebiet nach Artikel 6 Absatz 1 der Grundverordnung ausgesprochen wurde, teilt der Kommission die folgenden Infor-
mationen mit:

Mitteilender Mitgliedstaat

— Name und Funktion des offiziellen Ansprechpartners

— E-Mail-Adresse oder Telefonnummer des offiziellen Ansprechpartners

Luftfahrtunternehmen und Luftfahrzeuge

— Betroffene Luftfahrtunternehmen, einschließlich Name der Rechtsperson (gemäß Angaben auf dem Luftverkehrsbe-
treiberzeugnis (AOC) oder gleichwertigem Dokument), im Geschäftsverkehr verwendeter Name (falls abweichend),
ICAO-Kennung des Luftfahrtunternehmens (falls bekannt) und vollständige Kontaktangaben

— Name und vollständige Kontaktangaben der Behörden, die für die Regulierungsaufsicht über die betreffenden Luft-
fahrtunternehmen zuständig sind

— Angaben zu den Luftfahrzeugmustern, Eintragungsstaaten, Eintragungskennungen und gegebenenfalls Seriennummern
der betroffenen Luftfahrzeuge

Entscheidung

— Datum, Uhrzeit und Geltungsdauer der Entscheidung

— Angaben zur Entscheidung zur Verweigerung, Aussetzung oder Aufhebung von Betriebsgenehmigungen oder techni-
schen Erlaubnissen oder die Auferlegung von Bedingungen für solche Genehmigungen oder Erlaubnisse

— Umfang der Entscheidung (bestimmte(s) Luftfahrtunternehmen oder alle Luftfahrtunternehmen, die der Aufsicht einer
bestimmten Behörde unterliegen, bestimmte Luftfahrzeuge oder Luftfahrzeugmuster)

— Angabe der Bedingungen, unter denen die Verweigerung, Aussetzung, Aufhebung oder Beschränkung von Betriebs-
genehmigungen oder technischen Erlaubnissen des Mitgliedstaats zurückgenommen werden kann

Sicherheitsbedenken

— Einzelheiten zu den Sicherheitsbedenken (z. B. Inspektionsergebnisse), die zu der Entscheidung über eine vollständige
oder teilweise Betriebsuntersagung geführt haben (in der Reihenfolge der gemeinsamen Kriterien im Anhang der
Grundverordnung)

Veröffentlichung

— Angabe, ob der Mitgliedstaat seine Betriebsuntersagung veröffentlicht hat
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ANHANG C

Mitteilung eines Mitgliedstaats zu außerordentlichen Maßnahmen, deren Ergreifen nach Artikel 6 Absatz 2 der
Grundverordnung erlaubt ist, um eine Betriebsuntersagung in seinem Hoheitsgebiet aufrechtzuerhalten oder zu
erteilen, wenn die Kommission beschlossen hat, ähnliche Maßnahmen nicht in die gemeinschaftliche Liste

aufzunehmen

Ein Mitgliedstaat, der mitteilt, dass gegenüber einem Luftfahrtunternehmen eine Betriebsuntersagung in seinem Hoheits-
gebiet gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Grundverordnung aufrechterhalten oder ausgesprochen wurde, übermittelt der
Kommission die folgenden Informationen:

Mitteilender Mitgliedstaat

— Name und Funktion des offiziellen Ansprechpartners

— E-Mail-Adresse oder Telefonnummer des offiziellen Ansprechpartners

Luftfahrtunternehmen und Luftfahrzeuge

— Betroffene Luftfahrtunternehmen, einschließlich Name der Rechtsperson (gemäß Angabe auf dem Luftverkehrsbetrei-
berzeugnis (AOC) oder gleichwertigem Dokument), im Geschäftsverkehr verwendeter Name (falls abweichend), ICAO-
Kennung des Luftfahrtunternehmens (falls bekannt)

Bezugnahme auf die Entscheidung der Kommission

— Datum und Bezugsangaben einschlägiger Kommissionsdokumente

— Datum der Entscheidung der Kommission/des Flugsicherheitsausschusses

Den Mitgliedstaat betreffendes spezifisches Sicherheitsproblem

DE23.3.2006 Amtsblatt der Europäischen Union L 84/13


